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Heft 12, S. 374 ff.]; Stadtgericht Berlin, Urteil vom 26. April 
1985 — BSB 236/85 —; В G Cottbus, Urteil vom 4. März 1981 — 
001 BSB 36/81 — [NJ1981, Heft 8, S. 383]) und auch in der 
Literatur hervorgehoben (vgl. u. а. I. Budhholz, „Das Recht auf 
Verteidigung — ein verfassungsmäßiges Grundrecht“, NJ 1986, 
Heft 1, S. 30; M. Hirschfelder, „Nochmals: Zur Wahrung 
des Rechts auf Verteidigung im Strafverfahren“, NJ 1986, 
Heft 1, S. 30 f.).

Im vorliegenden Fall hat der Angeklagte erklärt, daß er 
sich bereits einen Monat vor dem Termin der gerichtlichen 
Hauptverhandlung aus der Untersuchungshaftanstalt an 
Rechtsanwalt Sch. gewandt hat. Am Tag der Hauptverhand­
lung teilte der Angeklagte diesen Umstand dem Gericht 
schriftlich mit und verwies darauf, daß er noch keine Ant­
wort auf sein Schreiben erhalten habe. Da die Übernahme der 
Verteidigung weder abgelehnt noch bestätigt wurde, habe er 
keine weiteren Bemühungen um eine anderweitige Verteidi­
gung unternommen. Den Antrag des Angeklagten auf Anbe­
raumung eines neuen Verhandlungstermins, zu dem die Ver­
teidigung durch einen Rechtsanwalt gesichert werden kann, 
hat das Stadtbezirksgericht abgelehnt.

Dabei wurde nicht beachtet, daß zur Gewährleistung des

Rechts auf Verteidigung ein neuer Hauptverhandlungstermin 
anzuberaumen ist, wenn der Angeklagte — auch erstmalig 
zu Beginn der gerichtlichen Hauptverhandlung — nachprüfbar 
erklärt, daß er rechtzeitig und ernsthaft einen Rechtsanwalt 
mit seiner Verteidigung beauftragt hat. Die Bemühungen des 
Angeklagten um einen Verteidiger bereits einen Monat vor 
der gerichtlichen Hauptverhandlung und seine nochmalige 
schriftliche Erklärung in der Hauptverhandlung sind nach­
prüfbar als rechtzeitig und ernsthaft anzusehen. Das Stadt­
bezirksgericht ging auch in seinem Ablehnungsbeschluß von 
der Beauftragung aus. Seine Auffassung, der Angeklagte be­
finde sich bereits seit August in Untersuchungshaft, habe sich 
aber erst im November um einen Verteidiger bemüht, so daß 
wegen dieser nicht rechtzeitigen Bemühung der Vertagungs­
antrag abgelehnt wurde, ist fehlerhaft. Das Stadtbezirksge­
richt hätte die Erklärung des Angeklagten vor seiner Ent­
scheidung über den Vertagungsantrag überprüfen müssen. 
Eine solche Überprüfung hat es nicht vorgenommen.

Das Urteil des Stadtbezirksgerichts war daher in Überein­
stimmung mit der Auffassung des Generalstaatsanwalts von 
Berlin gemäß § 300 Ziff. 5 StPO im vollen Umfang aufzu­
heben.
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Mit diesem Lehrbuch liegt eine für die Rechtspraxis wert­
volle Darstellung der Erkenntnisse auf dem Gebiet der foren­
sischen Psychologie vor.' In vielfältiger Hinsicht werden 
grundlegende Orientierungen verarbeitet, die das Oberste 
Gericht der DDR — oft in Zusammenarbeit mit den Autoren — 
für die Anleitung der Gerichte zur forensisch-psychologischen 
Problematik entwickelt hat. Das Buch vermag vor allem 
wegen der praxisorientierten Behandlung der Probleme nicht 
nur für forensisch stätige Psychologen ein Leitfaden zur 
Lösung gutachterlicher Aufgaben zu sein, sondern .gibt auch 
dem Juristen in der Rechtspflege pine Arbeitshilfe in diesem 
angrenzenden Wissenschaftsbereich.

Es werden zunächst in verschiedener Hinsicht Prozesse 
jener psychischen Regulation menschlicher Verhaltensweisen 
dargestellt, die ,in der Rechtspraxis bedeutsam werden kön­
nen und zu beachten sind. Deutlich wird, daß es um reale 
psychische Abläufe und Verhaltensweisen in ihrer forensi­
schen Bedeutung geht, womit sich die Autoren von soziologi­
schen, kriminologischen und im wesentlichen auch psycho- 
pathologischen Problemstellungen (forensische Psychiatrie) 
abgrenzen.

Der Jurist findet beachtenswerte Hinweise zu psychologi­
schen Problemen, die in der gerichtlichen VerHandlung auf- 
treten und für deren spezifische Gestaltung wichtig sein 
können (Kapitel 3). Da der Richter in der Hauptverhandlung 
oft in relativ kurzer Zeit unterschiedliche und komplizierte 
Aufgaben zu lösen hat, vermitteln die insoweit in der Mono­
graphie enthaltenen Erkenntnisse und methodischen Hin­
weise (z. B. zur Führung einer spezifisch ausgerichteten 
psychosozialen Kommunikation im Jugendstrafverfahren) 
wichtige Orientierungen für eine effektive und qualifizierte 
Durchführung der gerichtlichen Verhandlung. >

Im weiteren werden insbesondere psychische Abläufe dar­
gestellt, die in verschiedenen Aussage- bzw. Vernehmungs­
situationen Bedeutung erlangen (Kapitel 4). Für den Justiz­
praktiker wissenswert sind in diesem Zusammenhang vor 
allem die Darlegungen zu den psychologischen Voraussetzun­
gen von Aussagen und zu den Faktoren, die Einfluß auf die 
Qualität einer Aussage haben können (z. B. auf das Wahr­
nehmungsgeschehen, das Gedächtnis bzw. die Erinnerungs­
fähigkeit). Hervorzuheben sind dabei die aussagepsychologi­
schen Erkenntnisse unter Berücksichtigung alterstypischer 
Besonderheiten, die bei der Beurteilung der Aussagen von 
Kindern und Jugendlichen verschiedener Alterstufen zu be­
achten sind (z. B. Phantasietätigkeiten, Suggestibilität und 
Autoritätsgläubigkeit bei der Befragung jüngerer Kinder, 
beschränkte sprachliche Ausdrucks- und Wiedergabefähigkeit 
u. a.). Es wird auf die nicht selten komplizierte Befragung 
bzw. Vernehmung Jugendlicher aufmerksam gemacht. Aus

psychologischer Sicht werden Hinweise gegeben, wie Befra­
gungsfehler zu vermeiden sind und Zugang zur Erlebnis- und 
Vorstellungswelt sowie Aussageehrlichkeit und -bereitschaft 
am besten erreicht werden können.

Der Jurist sei auch besonders auf die Darstellung von 
Zusammenhängen zwischen Persönlichkeit, Auffälligkeiten 
bzw. Besonderheiten in diesem Bereich (z. B. psychosoziale 
Fehlentwicklung, frühkindliche Hirnschäden, körperlich be­
dingte Defekte u. a.) und psychischen Abläufen hingewiesen, 
die einen Bezug zur Straftat haben können, so z. B. zur Tat­
motivbildung, zum Motivwandel, zu den Entscheidungsbedin­
gungen und zu den Fähigkeitsvoraussetzungen (Kapitel 5). 
Diese Darlegungen zu wesentlichen persönlichkeits- und um­
weltabhängigen Wirkungsfaktoren — die in ihrer wechsel­
seitigen Bedingtheit und tatbezogenen Bedeutung beschrieben 
werden — sind für eine differenzierte Bewertung der Schuld 
sowie unter vorbeugenden Aspekten beachtenswert. Vor allem 
die Ausführungen zur Motivationsproblematik geben wich­
tige Hinweise, um in diese Prozesse einzudringen. Auch mit 
der Darstellung entscheidungspsychologischer Abläufe unter 
der Einwirkung von Alkohol und bei Affekthandlungen 
werden unmittelbare Probleme der Rechtsprechung aufge­
griffen.

In einem umfangreichen Abschnitt fassen die Autoren 
Erkenntnisse zur forensisch-psychologischen Gutachtertätigkeit 
im Strafverfahren (Kapitel 6) zusammen. Zur Frage der An­
forderung und Gestaltung von Gutachten wird von den Be­
schlüssen des Präsidiums des Obersten Gerichts vom 30. Okto­
ber 1972 (NJ-Beilage 4/72 zu Heft 22) und vom 7. Februar 1973 
(NJ-Beilage 2/73 zu Heft 6) ausgegangen und hier wie an ande­
ren Stellen auf weitere juristische Literatur bzw. gemeinsame 
Publikationen aus beiden Wissenschaftsbereichen zu dieser 
Problematik hingewie$en. Zur Notwendigkeit, die Gutachten 
schnell, tatbezogen, auf das Wesentliche konzentriert, ver­
ständlich und wissenschaftlich exakt abzufassen, weisen die 
Autoren auch auf den dazu ergangenen „Gemeinsamen Stand­
punkt“ des Obersten Gerichts und des Generalstaatsanwalts 
der DDR (OG-Informationen 1980, Nr. 6, S.-31) hin. Sie gehen 
in ihren Ausführungen zutreffend von den dort gestellten 
Anforderungen aus. Damit wenden sich die Autoren im 
wesentlichen an die Gutachter. Es wäre zu wünschen, daß 
diese hier erneut vermittelten Orientierungen wirkungsvoll 
und mit der erforderlichen Konsequenz in die Gutachtertätig­
keit umgesetzt werden. Diesem Zweck dient, daß die Autoren 
den Weg für eine Gutachtenpraxis nachzeichnen, in der die 
für die rechtliche Beurteilung ausschlaggebende tatbezogene 
Aufarbeitung und Bewertung von Persönlichkeitsdiagnosen 
im richtigen Verhältnis zur Wiedergabe von Akteninhalten 
und Persönlichkeitsanalysen stehen. Diese Ausführungen er­
leichtern es aber auch den Gerichten, die Sachverständigen­
gutachten auf ihre Zuverlässigkeit und Richtigkeit unter Be­
weisanforderungen zu prüfen.

Auf dieses Kapitel des Buches sollte ebenfalls zurückge- 
grjffen werden, wenn Probleme der Prüfung der Schuldfähig- 
keit (§ 66 StGB) und entwicklungsbedingter Besonderheiten


